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IRRITIERENDE EU-DEMOKRATIEPOLITIK  
WELTWEIT UND IN DER EU STARKE 
AUTOKRATISCHE TENDENZEN 
Seit Jahren betont die EU-Kommission unter ihrer Präsidentin Ursula Von der Leyen die wichtige Rolle 
starker Demokratien. Nach jahrelanger Verzögerung haben die EU-Institutionen nun eine Reihe von 
Rechtsakten ua zum besseren Schutz der Wahlinfrastruktur, der Medien und gegen Desinformation 
verabschiedet. Maßnahmen, die ausdrücklich zu begrüßen sind. Gleichzeitig hat die EU-Kommission 
nun jedoch auch Schritte gesetzt, die demokratiepolitischen Grundsätzen widersprechen. Eine höchst 
bedenkliche Entwicklung.

Was von den Ankündigungen der 
letzten EU-Legislaturperiode blieb

Zwischen dem Versprechen Von der Leyens 

zu Beginn ihrer ersten Amtszeit 2019, die 

Demokratien zu stärken, und dem Ergebnis 

in Form von konkreten Maßnahmen1 klaffte 

am Ende der letzten Legislaturperiode 2024 

eine große Lücke. Zahlreiche der geplanten 

EU-Gesetze waren bis zu den EU-Wahlen 

2024 noch nicht in Kraft. Die Entwürfe zu 

den Rechtstexten wurden zu einem erheb-

lichen Teil erst gegen Ende der letzten Ge-

setzgebungsperiode veröffentlicht. 

Folgewirkungen des langsamen 
Handelns auf EU-Ebene

Die mangelnde Entschlossenheit der 

EU-Kommission wurde von antidemokra-

tischen und totalitären Regimen und Grup-

pen außerhalb und innerhalb der EU prompt 

ausgenutzt: Länder wie Russland, China2 

oder Katar3 warben Abgeordnete und Mitar-

beiter:innen im Europäischen Parlament an, 

damit diese in ihrem Sinne bei Verhandlun-

gen intervenieren oder gar sensible Informa-

tionen an sie weitergeben. Auf Ebene des 

Rates wurde bekannt, dass Mitglieder der 

ungarischen Regierung unter Viktor Orbán 

Russland sensible Informationen aus Sit-

zungen des EU-Rats zuspielten.4

Russland forcierte zudem eine Reihe von 

Desinformationskampagnen insbeson-

dere über soziale Medien gegen mehrere 

EU-Länder wie beispielsweise Deutschland 

und Polen. Ein ähnliches Verhalten legte die 

US-Regierung nach der Machtübernahme 

durch Donald Trump an den Tag: So machte 

Trumps damaliger Berater Elon Musk im 

Vorfeld der deutschen Bundestagswahlen 

offen Stimmung5 für eine rechtsgerichtete 

Partei in Deutschland6. Die Propaganda, die 

von den rechtsgerichteten Regimen und 

Personen lanciert wurde, zeigte prompt Er-

folg: Russland bzw den USA unter Trump 

nahestehende europäische Gruppierungen 

erzielten bei nationalen und den EU-Wahlen 

teils erhebliche Zugewinne.

Auch innerhalb der Europäischen Union 

agierte die Europäische Kommission deutlich 

zu langsam und teilweise sogar widersprüch-

lich. Die Gesetze zu digitalen Dienstleistun-

gen und dem digitalen Binnenmarkt waren 

neben wirtschaftlichen Aspekten auch aus 

demokratiepolitischer Sicht ein wesentlicher 

Fortschritt.7 Nur: Sie entfalteten ihre Wirkung 

unzureichend und halfen nicht gegen die Ver-

breitung von falschen Informationen auf sozi-

alen Plattformen, die über Algorithmen noch 

wesentlich befeuert wurden. Der Rechts-

staatlichkeitsmechanismus, der EU-Ländern 
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EU-Förderungen vorenthält, die sich nicht 

an die EU-Grundprinzipien der Demokratie 

halten, kann durchaus als scharfes Instru-

ment bezeichnet werden. Im Falle Ungarns 

wurden bedeutende Teile von EU-Förderun-

gen8 zwar zuerst blockiert, jedoch knapp 

vor den EU-Wahlen 2024 ohne ersichtlichen 

Grund von der EU-Kommission freigege-

ben. Darauf hat das Europäische Parlament 

damals rasch reagiert und gegen diese Ent-

scheidung beim Europäischen Gerichtshof 

(EuGH) geklagt. Die Abgeordneten bekamen 

zwischenzeitlich von der Generalanwältin 

des EuGH auch recht: Sie schlägt vor, den 

Beschluss der Kommission für nichtig zu er-

klären.9 Zwischenzeitlich dürfte das Urteil mit 

dem Machtwechsel in Ungarn jedoch ob-

solet geworden sein, weil der neue Premier 

Magyar angekündigt hat, die die für Ungarn 

eingefrorenen EU-Gelder mit Reformen so 

rasch wie möglich loseisen zu wollen.10

EU-Demokratiepolitik in der neuen 
EU-Gesetzgebungsperiode

Der Beginn der neuen EU-Legislaturperi-

ode begann vielversprechend: Mit Michael 

McGrath11 wurde erstmals ein eigener Kom-

missar für Demokratie, Justiz, Rechtsstaat-

lichkeit und Verbraucherschutz ernannt. Das 

Europäische Parlament richtete zudem den 

Sonderausschuss12 „Europäisches Schutz-

schild für die Demokratie“ ein. 

Im November 2025 veröffentlichte die Kom-

mission einen Vorschlag für einen Europä-

ischen Schutzschild für die Demokratie,13 

der neue und bestehende Gesetze bündelt 

und durch Leitlinien für den Einsatz von KI in 

Wahlprozessen, einen Demokratieleitfaden, 

bildungspolitische Maßnahmen, eine Ci-

vic-Tech-Plattform und einen Verhaltensko-

dex gegen Desinformation ergänzt. Das neu 

geschaffene Europäische Zentrum für de-

mokratische Resilienz14 soll zudem Wissen 

und Ressourcen bündeln. Schwerpunkte 

sollen unter anderem die Entwicklung von 

Instrumenten zum Schutz der Wahlen auf 

EU-Ebene, ein Konzeptentwurf zur Be-

kämpfung von Informationsmanipulation 

und Desinformation sowie die Einbeziehung 

von Bürger:innen für den Schutz der Demo-

kratie sein. 

Neue Gesetze geben Hoffnung

Mehrere EU-Gesetze, deren Textentwürfe 

noch gegen Ende der letzten Gesetzge-

Irritierende EU-Demokratiepolitik: Weltweit und in der EU starke autokratische Tendenzen
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bungsperiode veröffentlicht wurden, konn-

ten nun, wenngleich mit erheblicher Ver-

spätung,15 verabschiedet werden. Nach der 

Umsetzungsphase in den Mitgliedstaaten 

werden die neuen Normen im Laufe diesen 

und nächsten Jahres in Kraft treten. Die 

wichtigsten davon sind:

	n Die wahlbezogene Infrastruktur wird 

nun über die sogenannte NIS2-Richt-

linie, ein Gesetz, das die Netz- und 

Informationssicherheit verbessert und 

konzeptintegrierte Sicherheit, Resilienz 

und Koordinierung in der gesamten EU 

ermöglicht, besser geschützt. Ergänzt 

wird die Richtlinie über die Cyberre-

silienz-Verordnung, die Cyberangriffe 

verhindern und kritische Bereiche sowie 

digitale Produkte besser schützen soll. 

	n Seit Oktober 2025 ist zudem die 

Verordnung über politische Werbung16 

in Kraft, ergänzt durch entsprechende 

Leitlinien. Politische Werbeeinschal-

tungen müssen klar als solche gekenn-

zeichnet werden. Zudem ist Werbung 

durch Sponsor:innen17 aus Drittstaaten 

drei Monate vor einer Wahl oder einem 

Referendum in einem Land überhaupt 

verboten. Darüber hinaus dürfen nun 

sensible persönliche Daten wie die 

Religionszugehörigkeit, die Hautfarbe 

und die sexuelle Orientierung nicht mehr 

bei politischer Werbung genutzt werden. 

Politische Online-Anzeigen müssen 

in einem Online-Archiv verfügbar sein, 

samt der Information, wer die Werbung 

finanziert hat. 

	n Das EU-Medienfreiheitsgesetz18 ist 

ebenfalls seit 2025 in Kraft und regelt 

unter anderem den Schutz der redakti-

onellen Unabhängigkeit, journalistische 

Quellen und den unabhängigen Betrieb 

öffentlich-rechtlicher Medien. Darüber 

hinaus zielt das Gesetz darauf ab, die 

Transparenz bei den Eigentumsver-

hältnissen von Medien und staatlicher 

Werbung bei Mediendienstleistern zu 

verbessern. 

Die dunklen Seiten der EU in 
der Demokratiepolitik

Leider ist trotz der positiven Akzente in der 

Gesetzgebung für stabile Demokratien fest-

zustellen, dass die EU-Institutionen derzeit 

eine Reihe von Schritten setzen, die ganz im 

Gegensatz zu liberalen Demokratien stehen.

Dazu zählt in besonderem Maße die EU-De-

regulierungsagenda,19 bei der EU-Gesetze, 

die im Interesse der Beschäftigten und zum 

Schutz des Klimas gerade erst in der letz-

ten Gesetzgebungsperiode verabschiedet 

wurden, mit zweifelhaften Methoden gleich 

wieder gestrichen oder verwässert werden 

sollen. Zentrales Instrument dabei ist das 

sogenannte Omnibus-Verfahren, über das 

ganze Gesetzespakete, beispielsweise 

zum Grünen Deal, zur Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung, zum Datenschutz und zu 

beschäftigungspolitischen Fragestellungen 

teils erheblich abgeschwächt werden sol-

len. Konsultationen, die laut den EU-Ver-

trägen20 bei derartigen Gesetzesprozessen 

vorgenommen werden müssen, um alle 

Teile der EU-Bevölkerung miteinzubezie-

hen, werden teilweise nicht durchgeführt, 

demokratiepolitische Grundsätze damit 

unterschlagen. Diesen Missstand hat auch 

die Europäische Ombudsstelle scharf kri-

tisiert21 und festgestellt, dass sich die 

EU-Kommission an ihre eigenen Grund-

sätze zur „Besseren Rechtsetzung“ nicht 

halte. Auch sei die Dringlichkeit, mit der die 

Kommission diese Verfahren durchführt, 

nicht nachvollziehbar.

Irritierende EU-Demokratiepolitik: Weltweit und in der EU starke autokratische Tendenzen
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Wie sehr sich die EU-Entscheidungsträ-

ger:innen von einer ausgewogenen Be-

rücksichtigung der Interessen aller Teile 

der EU-Volkswirtschaft wegbewegen, zeigt 

sich auch bei Gesprächen mit Interessen-

vertretungen. Bei den Terminen mit der 

höchsten Ebene der EU-Kommission wird 

ein massives Ungleichgewicht zugunsten 

der Wirtschaftslobby deutlich: Seit Be-

ginn der neuen EU-Legislaturperiode Ende 

2024 haben die Kommissar:innen und ihre 

Mitarbeiter:innen fast drei Viertel der Ge-

spräche22 mit Unternehmenslobbyist:innen 

geführt. Mit allen anderen Teilen der Ge-

sellschaft, seien es Gewerkschaften, Ge-

sundheitsorganisationen, Umweltverbände 

oder andere Interessensbereiche, gab es 

zusammen nur rund ein Viertel der Termine 

mit Kommissionsvertreter:innen. 

Schockierend ist der neue Umgang des Eu-

ropäischen Parlaments mit Nichtregierungs-

organisationen, der an Praktiken von antide-

mokratischen Regimen erinnert: Die EU-Ab-

geordneten der Europäischen Volkspartei 

und der rechtspopulistischen Fraktionen 

haben beschlossen, ein Kontrollgremium für 

NGOs23 einzurichten, um deren Förderun-

gen zu überprüfen. Gleichzeitig blockieren 

die gleichen politischen Gruppierungen nun 

die Gründung eines Ethikrats24 zur Untersu-

chung von Korruptions- und Spionagefällen, 

die in den letzten Jahren im Europäischen 

Parlament aufgedeckt wurden. 

Weltweit dramatische Entwicklungen 
hin zu Autokratien und Diktaturen

Wenig positive Nachrichten gibt es aus 

anderen Weltregionen: Das renommierte 

V-Dem-Institut der Uni Göteborg25 beobach-

tet seit vielen Jahren die Entwicklung von 

Demokratien und Autokratien. Die Ergeb-

nisse des neuesten Berichts sind alarmie-

rend: Lebten 2005 noch rund 50 Prozent der 

Weltbevölkerung in Demokratien,26 waren es 

2025 nur mehr 25 Prozent. Ob ein Staat eine 

Demokratie oder eine Autokratie ist, wird 

anhand von rund 600 Parametern, darunter 

die Meinungs-, die Wahl- und die Versamm-

lungsfreiheit ermittelt. Laut den Autor:innen 

ist die negative Entwicklung in den USA bei-

spiellos: Von der höchsten Kategorie einer 

liberalen Demokratie, in der auch Österreich 

zu finden ist, rutschte die USA binnen kür-

zester Zeit in die Kategorie einer Wahldemo-

kratie mit negativem Ausblick ab.

Aber nicht nur in Übersee gibt es negative 

Entwicklungen, sondern auch in der Euro-

päischen Union selbst. Besorgniserregende 

Entwicklungen sind laut dem Bericht in der 

Slowakei, Slowenien, Italien und Kroatien 

festzustellen. Rückschritte bei demokrati-

schen Prinzipien gibt es weiters in Bulgarien, 

Irritierende EU-Demokratiepolitik: Weltweit und in der EU starke autokratische Tendenzen

In mehreren 
EU-Ländern 
sind die de­

mokratiepoliti­
schen Entwick­
lungen besorg­

niserregend.

Regierungstypen bezogen auf den  
Anteil der Weltbevölkerung in Milliarden  
1975 – 2025

 Liberale Demokratie
 Gewählte Demokratie
 Demokratische Grauzone
 Autokratische Grauzone
 Gewählte Autokratie
 Autokratie

Quelle: V-Dem Institute: Democracy Report 2026, S. 11  
https://www.v-dem.net/documents/75/V-Dem_Institute_Democracy_
Report_2026_lowres.pdf
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Zypern und Portugal. Einen Lichtblick stellt 

nun Ungarn dar: Das EU-Land, das als ein-

ziges in die Kategorie Autokratie fällt, könnte 

– die Wiederherstellung demokratischer 

Grundprinzipien vorausgesetzt – nun wieder 

in die Kategorie Demokratie aufsteigen.

 
Der Weg zu einer starken Demokratie 
in der EU ist weiter denn je

Die Europäische Union hat wichtige Schritte 

gesetzt, um die Demokratien auf EU-Ebene 

zu stärken. Gleichzeitig haben sich die 

EU-Institutionen in der aktiven EU-Politik je-

doch von ihren demokratischen Grundprin-

zipien deutlich wegbewegt. Nach außen hin 

ist es dringend notwendig, gegen Attacken 

auf die EU-Demokratie von Drittstaaten oder 

einflussreichen Personen entschlossen vor-

zugehen. Nur so lässt sich die Demokratie 

auch in Zeiten bewahren, in denen sie welt-

weit unter Druck steht.
Frank Ey, AK Wien

Frank.Ey@akwien.at
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EDITORIAL 

Es hat sich wieder einiges getan. Neben einer überraschenden Einigung 

der Verhandlungsparteien beim Mercosur-Abkommen wird der internati-

onale Handel derzeit durch die ersten Ankündigungen von Donald Trump 

zu einem zentralen Thema in der Berichterstattung. Lisa Mittendrein gibt 

einen ersten Überblick über die Umbaupläne des (wieder) US-Präsidenten. 

Monika Feigl-Heihs skizziert das Mercosur-Abkommen und gibt eine Ein-

schätzung zu dessen Risiken und Nebenwirkungen ab. 

Frank Ey zeigt auf, dass die aktuelle Kommission unter neuerlicher Leitung 

von Von der Leyen nicht mit der letzten Kommissionsperiode verwech-

selt werden sollte – und mahnt zu einer europäischen Politik, die auch 

Arbeitnehmer:innen einbezieht. Julia Wegerer kritisiert, dass im Europä-

ischen Semester ein zu enger Blickwinkel auf die Wettbewerbsfähigkeit 

gelegt wird, der riskiert, Beschäftige einmal mehr außen vor zu lassen. Fe-

lix Mayr rückt einige der wesentlichen Erkenntnisse einer aktuellen Studie 

zu Audits und Zertifizierungen im Bereich nachhaltiger Lieferketten in den 

Blickpunkt. Bastian Henriquez Blauth stellt ein aktuelles Buch vor, in dem 

Etienne Schneider die deutsche Industrie- und Europapolitik genauer un-

ter die Lupe nimmt. Schließlich bespricht Felix Mayr ein Buch der Migra-

tionsforscherin Judith Kohlenberger zur aktuellen EU-Grenzpolitik – und 

was das mit dem aktuellen Rechtsruck zu tun hat.

Wir wünschen eine wie immer informative und spannende Lektüre!
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